
AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 

DES KANTONS SOLOTHURN 

VOM 15. Dezember 1992 NR. 4053 

NEUENDORF: Gestaltungsplan 11Neuendorf West11 mit 
Sonderbauvorschriften 1 Genehmigung 

Die Einwohnergemeinde Neuendorf unterbreitet dem Regierungsrat 

den Gestaltungsplan "Neuendorf West" mit Sonderbauvorschriften 

zur Genehmigung. 

Mit der Aenderung des Zonenplans (RRB Nr. 1591 vom 21.Mai 1991) 

wurde für die Parzellen GB Nrn. 28, 389 und 689, welche in der 

Kernzone liegen, die Gestaltungsplanpflicht eingeführt. Der vor­

liegende Plan umfasst lediglich die Parzelle GB Nr. 689. Dies 

deshalb, weil der Eigentümer von GB Nr. 28 noch keine Bauabsich­

ten hegt und auch hinsichtlich Randbedingungen keine konkreten 

Vorstellungen hat. Die Trafostation auf GB Nr. 398 stellt für 

die Erschliessung des Gestaltungsplangebietes (Ein- und Ausfahrt 

in die Kantonsstrasse) kein Hindernis dar. Trotzdem will der Ge­

meinderat im Moment auf den Einbezug der Trafostation als ein 

"im Einvernehmen mit der kantonalen Denkmalpflege zu erhaltendes 

Gebäude" verzichten. Mit dem vorliegenden Gestaltungsplan werden 

die Aspekte des Ortsbildschutzes - soweit dies heute möglich ist 

- gebührend berücksichtigt. Die Pflicht zur Erstellung eines 

Gestaltungsplanes bleibt für die Parzellen GB Nrn. 28 und 398 

nach wie vor bestehen. 

Die öffentliche Auflage erfolgte in der Zeit vom 3. Juli bis zum 

2. August 1992. Innerhalb der Auflagefrist gingen zwei Einspra­

chen ein, davon wurde eine gutgeheissen, die andere abgewiesen 

Der Gemeinderat genehmigte den Gestaltungsplan und die Sender­

bauvorschriften am 19. Oktober 1992. Beschwerden liegen keine 

vor. 
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Formell wurde das Verfahren richtig durchgeführt. 

Materiell sind keine Bemerkungen zu machen. 

Es wird 

beschlossen: 

1. Der Gestaltungsplan "Neuendorf West" mit Sonderbauvorschrif­

ten der Einwohnergemeinde Neuendorf wird genehmigt. 

2. Bestehende Pläne und Reglemente sind auf den Geltungsbereich 

des vorliegenden Planes nicht anwendbar, soweit sie diesem 

widersprechen. 

Kostenrechnung EG Neuendorf: 

Genehmigungsgebühr: Fr. 800.-­

Publikationskosten: Fr. 23.--
(Kto. 2005-431.00} 

(Kto. 2020-435.00) 

Fr. 823.-- zahlbar innert 30 Tagen 
--------------------

Staatsschreiber: 
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Bau-Departement (2) TS/PM 
Amt für Raumplanung (3) 1 mit Akten und 1 gen. Plan/Vorschriften 
Amt für Wasserwirtschaft (2) 
Tiefbauamt (2) 
Kreisbauamt II 
Kant. Denkmalpflege 
Amtsschreiberei Thal-Gäu 1 Amthaus 1 4710 Balsthal 
Finanzverwaltung/Debitorenbuchhaltung (2) 
Sekretariat der Katasterschatzung 
Solothurnische Gebäudeversicherung 
Gemeindepräsidium der EG 1 4623 Neuendorf 1 mit 4 gen. Plä-

nen/Vorschriften (folgen später) 1 Einzahlungsschein 1 

(einschreiben) 
Baukommission der EG 1 4623 Neuendorf 
Alfred Scheuner 1 Büro für Raumplanung 1 Dornacherplatz 17 1 4501 
Solothurn 

Amtsblatt Publikation: 
Genehmigung: EG Neuendorf: Gestaltungsplan "Neuendorf West" mit 

Sonderbauvorschriften 
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EINWOHNERGEMEINDE NEUENDORF 

SONDERBAUVORSCHRIFTEN 

ZUM 

GESTALTUNGSPLAN "NEUENDORF WEST" 

Oeffentliche Auflage vom 3. Juli 1992 bis 2. August 1992 

( 

Genehmigt vom Gemeinderat: 

Neuendorf, den 19. Oktober 

199~·-4·-~·· ....... . Der Gemeindepräsident: 

Der Gemeindeschreiber: 
? 

Genehmigt vom Regierungsrat des Kantons Solothurn: 
( 

RRB Nr. ~ vom .. . 1. ~ .. p~~·. 19.9! . .... 

Der Staatsschreiber: 
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Gestützt auf § 44 des Planungs- und Baugesetzes des Kantons 
Solothurn vom 3. Dezember 1992 erlässt die Einwohnergemeinde 
Neuendorf die nachfolgenden, mit dem Gestaltungsplan "Neuendorf 
West" verbundenen Sonderbauvorschriften. 

§ 1 ZWECK 

Der Gestaltungsplan bezweckt, die rechtlichen Voraussetzungen zu 
erfüllen, um die Parzelle zu überbauen. Er zeigt eine Wohnüberbauung 
von hoher Wohn- und Siedlungsqualität auf, welche auf das Orts-
und Quartierbild Rücksicht nimmt. 

§ 2 GELTUNGSBEREICH 

Der Gestaltungsplan und die Sonderbauvorschriften gelten für den 
im Gestaltungsplan bezeichneten Geltungsbereich. 

§ 3 NUTZUNG 

Zulässig sind Miet- und Eigentumswohnungen (ca. 12 Wohnungen mit 
3 - 6 Zimmer), sowie Dienstleistungsbetriebe, die in die Kernzone 
integrierbar sind. 

2 Wohnungen sind invalidengerecht auszubauen. 

Das Areal wird der Empfindlichkeitsstufe III gemäs Lärmschutzver­
ordnung zugeteilt. 

§ 4 BAUBEREICHE 

Durch den Baubereich sind die maximalen äusseren Abmessungen des 
Hauptgebäudes festgelegt. Das geplante Gebäude ist zur Orientierung 
eingetragen. 

Offene Gebäudeteile wie Vordächer, Hauseingänge und dgl. (die nicht 
zur AZ zählen) dürfen bis 2,00 m darüber hinausragen, wenn dadurch 
nicht zwingende Vorschriften verletzt werden und dies vom Ortsbild 
her möglich ist. 

§ 5 AUSNÜTZUNG 

Die maximale Ausnützungsziffer beträgt 0,70. 

Gestützt auf Anhang III Pt. 2 der kantonalen Bauverordnung müssen 
Gemeinschafts-, Baste!-, Spiel- und Freizeiträume, Abstellräume 
für Velos, gedeckte Sitzplätze uä. nicht angerechnet werden. 

Gestützt auf § 17bis und § 34 Abs. 3 der kantonalen Bauverordnung 
müssen Attika- und Dachgeschosse nicht in die Ausnützungsziffer 
angerechnet werden. 
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§ 6 GESCHOSSE / GEBÄUDEHöHE 

Es sind 3 Geschosse zugelassen. Das 3. Geschoss hat im Dach zu 
liegen. Der über dem 3. Geschoss liegende Dachraum darf in die 
Wohngestaltung einbezogen werden. 

Die Gebäudehöhe beträgt längs der Strasse maximal 7,50 m, bei Quer­
giebeln bzw. ins Dach gezogenen Fassaden maximal 8,00 m. 

Das bestehende Terrain ist möglichst beizubehalten. 

§ 7 QUERSCHNITTE 

Der Querschnitt dient der.Orientierung. 

§ 8 FASSADEN 

Die Fassaden sind ortsbildgerecht zu gliedern und zu gestalten. 
Die Fassadenmaterialien sind im Baugesuch anzugeben. Bei der farb­
liehen Gestaltung sind der Baukommission vorgängig Farbmuster zur 
Bewilligung vorzulegen. 
Die "Fassadenstruktur" ist dabei wegleitend. 

Balkone sind in die Fassade zu integrieren. 

§ 9 DACH 

Es sind Satteldächer mit einer gleichseitigen Neigung von mindestens 
40° aT zugelassen. Die Firstrichtung hat längs zum Dach zu ver­
laufen. Für Dachaufbauten gilt § 9 des Zonenreglementes. 

, 
Als Bedachungsmaterial sind naturrote Ziege~ zu verwenden. 

Die Quergiebel sind mindestens 1,50 m vom Hauptfirst abzusetzen. 

§ 10 KLEINBAUTEN 

Oeffentliche oder allgemein zugängliche Kleinbauten, die nicht für 
den dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, können als 
eingeschossige An- und Nebenbauten im Rahmen der übrigen baupolizei­
liehen Bestimmungen ausserhalb der festgelegten Baubereiche erstellt 
werden. 

§ 11 ABSTELLPLÄTZE 

Die Parkierung hat zu 2/3 im "Baubereich Einstellhalle" unterirdisch 
zu erfolgen. Abweichungen im Rahmen des Baugesuches sind möglich. 

Die Einstellhalle ist zu überdecken und in die Gartengestaltung 
einzubeziehen. 

Pro Wohnung sind 2 Parkplätze vorzusehen (inkl. Besucherparkplätze). 
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§ 12 UMGEBUNGSGESTALTUNG 

Zusammen mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen. 

Dieser hat mindestens folgende Angaben zu enthalten: 

- Terraingestaltung (Abgrabungen, Aufschüttungen, Böschungen, 
Mauern, wobei das bestehende Terrain möglichst zu übernehmen 
ist). Das gestaltete Terrain hat natürlich zu wirken. Die 
alten und neuen Terrainkoten sind anzugeben. 

- Angaben über die Gestaltung der Grünbereiche. 

- Gestaltung der Fusswege, Hauszugänge, Parkplätze. 

- Lage und Gestaltung Spielplätze. 

- Containerplätze. 

Bepflanzung, wobei einheimische Pflanzen- und Baumarten 
zu bevorzugen sind. 

- Kampestierplatz 

- Hunde-we 

§ 13 SPIELPLÄTZE . 

Auf der von der Strasse abgewandten Seite sind gemeinschaftliche 
Spielplätze für Kinder und Erwachsene zu schaffen. Dabei ist auf 
das unterschiedliche Spielbedürfnis der Kinder zu achten. 

§ 14 UEBERGEORDNETES RECHT 

Soweit die Sonderbauvorschriften nichts anderes bestimmen, g~lten 
das kommunale Zonenreglement sowie die einschlägigen kantonalen 
Vorschriften. 

§ 15. AUSNAHMEN 

Die Baukommission kann im Interesse einer bessP-ren ·ästhetischen 
oder wohnhygienischen Lösung geringfügige Abweichungen vom Plan 
und von einzelnen dieser Bestimmungen zulassen, wenn das Konzept 
der Ueberbauung erhalten bleibt, keine zwingenden kantonalen Be­
stimmungen verletzt werden und die öffentlichen und achtenswerten 
nachbarlichen Interessen gewahrt bleiben. 

§ 16 SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Der Gestaltungsplan ~it den dazugehörenden Sonderbauvorschriften 
unterliegen dem Verfahren nach §§ 15 ff des Planungs- und Bauge­
setzes. Sie treten nach der Genehmigung durch den Regierungsrat in 
Kraft. 
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